
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  22. Oktober 2018  

Mandantenbrief Oktober 2018 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Betriebskosten müssen nach tatsächlicher Wohnfläche abgerechnet werden 
 

Einkommensteuer 
· Anwendung der Fahrtenbuchmethode nur bei belegmäßigem Nachweis aller Aufwen-

dungen 
· Lohnsteuerpflichtiger Vorteil bei Betriebsveranstaltungen 

 
Lohn und Gehalt 

· Schadensersatz wegen überhöhter Einkommensteuerfestsetzung ist kein Arbeitslohn 
 
Umsatzsteuer 

· Berichtigung einer Rechnung bei unrichtigem Umsatzsteuerausweis 
 

 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
 
 

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober 2018 und November 2018 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20181 12.11.20182 
Umsatzsteuer 10.10.20183 12.11.20184 
Ende der Schonfrist   Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

15.10.2018 15.11.2018 
05.10.2018 09.11.2018 

Gewerbesteuer entfällt 15.11.2018 
Grundsteuer entfällt 15.11.2018 
Ende der Schonfrist   Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

entfällt 19.11.2018 

entfällt 12.11.2018 

Sozialversicherung7 26.10.2018 28.11.2018 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-

lende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzu-
führen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.10.2018/26.11.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. In den Bundesländern und Regionen, in denen 
der 31.10.2018 kein gesetzlicher Feiertag (Reformationstag) ist, werden die Beiträge für Oktober am 29.10.2018 fällig. Die 
Beitragsnachweise müssen dann bis zum 25.10.2018 übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



 
Allgemein 
 
Betriebskosten müssen nach tatsächlicher Wohnfläche abgerechnet werden 
Für die Berechnung der Betriebskosten ist die tatsächliche Wohnfläche und nicht die im Mietvertrag 
angegebene Wohnungsgröße entscheidend. Dies hat der Bundesgerichtshof in Abkehr von seiner 
bisherigen Rechtsprechung entschieden. Demnach war bei der Berechnung der Betriebskosten eine 
Abweichung der Wohnfläche erst dann zu berücksichtigen, wenn diese mehr als 10 % der im Mietver-
trag vereinbarten Wohnfläche betrug. 
Im entschiedenen Fall ging der Mietvertrag von 75 qm Wohnfläche aus, tatsächlich betrug diese 
78 qm. Der Vermieter legte bei der Betriebskostenabrechnung die größere Wohnfläche zugrunde. 
Dies hielten die Mieter unter Berufung auf den Mietvertrag für unzulässig und zahlten nur die geringe-
ren Betriebskosten. 
Nach Ansicht des Gerichts hat der Vermieter die Abrechnung zutreffend auf der Grundlage der tat-
sächlichen Fläche abgerechnet und der vertraglich vereinbarten Wohnfläche bei der Abrechnung kei-
ne Bedeutung beigemessen. Mieter dürfen nur insoweit mit Kosten belastet werden, als es ihrer tat-
sächlichen Wohnungsgröße entspricht. Die Gesamtschau bei den Betriebskosten erfordere eine inte-
ressengerechte Verteilung nach objektiven Abrechnungsmaßstäben. 

Einkommensteuer 
Anwendung der Fahrtenbuchmethode nur bei belegmäßigem Nachweis aller Aufwendungen 
Ein Arbeitnehmer eines Konzerns beantragte im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung für die 
private Nutzung und für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit seinem Dienstwagen die 
Anwendung der Fahrtenbuchmethode. Die dem Fahrzeug zuzuordnenden Aufwendungen konnte er 
nicht durch einzelne Belege nachweisen. Die Fahrzeugkosten des umfangreichen Konzernfuhrparks 
wurden nicht den einzelnen Fahrzeugen direkt zugeordnet, sondern im Wege des Umlageverfahrens 
auf alle Fahrzeuge verteilt. 
Das Finanzgericht München lehnte die Anwendung der sog. Fahrtenbuchmethode ab, da der lücken-
lose Nachweis über die für das Fahrzeug entstandenen Aufwendungen nicht geführt worden ist. Die 
nur in einer Summe mitgeteilten Kosten und teilweise nicht individuell ermittelten Werte sind nicht 
berücksichtigungsfähig. Die Gesamtkosten sind insgesamt durch einzelne Belege lückenlos nachzu-
weisen. Schätzungen, auch Teilschätzungen, oder eidesstattliche Versicherungen ersetzen nicht den 
Belegnachweis. 

 
Lohnsteuerpflichtiger Vorteil bei Betriebsveranstaltungen 
Finanzgericht Köln, 3-K-870/17, Urteil vom 27.06.2018 

Für die Ermittlung des Umfangs der lohnsteuerpflichtigen Zuwendungen, die Arbeitnehmer im Rah-
men einer Betriebsveranstaltung zugewendet werden, ist auf die Anzahl der tatsächlich angemeldeten 
Teilnehmer abzustellen. (Nachträgliche) Absagen bzw. Nichterscheinen einzelner Arbeitnehmer geht 
nicht zu Lasten der teilnehmenden Arbeitnehmer. 
 

Nachträglicher Schuldzinsenabzug bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
Finanzgericht Düsseldorf, 10-K-1911/17-F, Urteil vom 10.07.2018 

Schuldzinsen auf ursprünglich durch die Einkünfteerzielung veranlasste Darlehen sind nach der Ver-
äußerung der Immobilie nicht als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung abzugsfähig, wenn der die verbliebenen Darlehensforderungen übersteigende Ver-
äußerungserlös gegen Ratenzahlung verzinslich gestundet wird und deshalb nicht zur Schuldentil-
gung zur Verfügung steht.  
 

Entschädigung für Überspannung eines Grundstücks mit Stromleitung nicht steuerbar 
Bundesfinanzhof, IX-R-31/16, Pressemitteilung vom 10.10.2018 

Eine Entschädigung, die dem Grundstückseigentümer einmalig für die grundbuchrechtlich abgesicher-
te Erlaubnis zur Überspannung seines Grundstücks mit einer Hochspannungsleitung gezahlt wird, 
unterliegt nicht der Einkommensteuer. Wird die Erlaubnis erteilt, um einer drohenden Enteignung zu-
vorzukommen, liegen weder Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung noch sonstige Einkünfte vor. 
Dies hat der BFH entschieden. 



 
 

Lohn und Gehalt  
Schadensersatz wegen überhöhter Einkommensteuerfestsetzung ist kein Arbeitslohn 
Ein Arbeitnehmer führte für seinen Dienstwagen ein Fahrtenbuch, das vom Finanzamt als nicht ord-
nungsgemäß verworfen wurde. Die in der Folge zu Recht angewendete 1 %-Regelung führte zu einer 
höheren Steuer, als sie bei der Anerkennung des Fahrtenbuchs entstanden wäre. Trotz eines Mitver-
schuldens des Arbeitnehmers erkannte die Haftpflichtversicherung des Arbeitgebers einen Schadens-
ersatzanspruch des Arbeitnehmers an, dem sie im Vergleichsweg nachkam. Das Finanzamt behan-
delte die Zahlung als Arbeitslohn und unterwarf sie der Einkommensteuer. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass kein Arbeitslohn vorliegt, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer einen Schaden ersetzt, den dieser infolge einer Pflichtverletzung des Arbeitgebers tatsächlich 
erlitten hat. Das ist bei einer vom Arbeitgeber verursachten überhöhten Einkommensteuerfestsetzung 
beim Arbeitnehmer der Fall. Der in diesem Zusammenhang geleistete Schadensersatz dient dem 
Ausgleich einer Vermögenseinbuße, die nicht in der Erwerbs-, sondern in der Privatsphäre eingetreten 
ist. Der Arbeitnehmer muss die Pflichtverletzung und die dadurch verursachte Erhöhung der Einkom-
mensteuer im Zweifel nachweisen. Er muss auch darlegen, dass die Ersatzleistung dem Ausgleich 
des Schadens diente. 

Umsatzsteuer 
Berichtigung einer Rechnung bei unrichtigem Umsatzsteuerausweis 
Eine Grundstückseigentümerin verpachtete ein bebautes Grundstück zum Betrieb eines Pflegeheims 
an eine Gesellschaft. Die Einrichtungsgegenstände stellte sie der Gesellschaft mittels eines gesonder-
ten Vertrags zur Verfügung. Die Grundstücksverpachtung behandelte sie als steuerfrei, während sie 
für die Vermietung der Einrichtungsgegenstände Umsatzsteuer in Rechnung stellte. 
Später beantragte sie, die Umsatzsteuer herabzusetzen, weil die Überlassung der Einrichtungsgegen-
stände als Nebenleistung zur steuerfreien Verpachtung ebenfalls steuerfrei sei. Sie teilte dem Finanz-
amt weiterhin mit, dass sie die bisherige Abrechnung gegenüber der Gesellschaft berichtigt habe und 
forderte die Erstattung des sich aus der Rechnungsberichtigung ergebenden Betrags. Das Finanzamt 
verweigerte die Erstattung, weil die zu hoch ausgewiesene Steuer nicht an den Leistungsempfänger 
zurückgezahlt wurde. 
Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht. Wer als Unternehmer in einer Rechnung einen zu 
hohen Steuerbetrag ausweist, kann seine Rechnung berichtigen. Für eine wirksame Rechnungsbe-
richtigung muss der Unternehmer darüber hinaus die zu viel vereinnahmte Umsatzsteuer an den Leis-
tungsempfänger zurückzahlen, da er ansonsten doppelt begünstigt wäre. Die Rückzahlung kann auch 
im Wege der Abtretung und Verrechnung erfolgen. 
 


